
………….., 22.11.2023 

Anfrage nach §63a Oö. Gemeindeordnung 

Die MFG-Gemeindefraktion XY stellt nach §63a Oö. GemO die nachfolgende Anfrage an 
den Bürgermeister, zur Beantwortung in der nächsten Gemeinderatssitzung: 

Begründung der Anfrage: 

Nach uns vorliegenden Informationen wurde im Sommer ein offener Brief eines 
Gemeinderates aus Unterach an die E-Mailadresse aller Gemeinden in Oberösterreich 
gesendet und somit auch an die Gemeinde XY. Dieses E-Mail war adressiert wie folgt: 
 
An die  
Gemeinderätinnen, Gemeinderäte!  
An die Bürgermeisterinnen, Bürgermeister!  
Der 438 OÖ. Gemeinden. 
 
Jedoch wurde der Brief nicht an die Gemeinderäte bzw. Fraktionen weitergeleitet, so wie 
dieser im Anschreiben adressiert war. 
 
Wie im Schreiben dargestellt, macht die OÖ Landesregierung Gesetze mit immer mehr 
Vorschriften, welche Eingriffe in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde darstellen und 
die Autonomie sowie die Handlungsweise der Gemeinden einschränken. Bei den im Brief 
genannten Beispielen, sowie in jüngerer Zeit verabschiedeten Gesetzen wie z.B. dem neuen 
Kinderbetreuungsgesetz oder der gratis Krabbelstube, wird auf der Ebene der 
Landesregierung politisches Kleingeld gewechselt und die Gemeinden werden in ihrer 
Selbstbestimmung eingeschränkt und müssen die zusätzlichen Finanzaufwände tragen. Dies 
führt zu immer höheren finanziellen Abgängen in den Gemeindekassen und zu mehr 
Abhängigkeit von unsicheren Subventionen durch die Landesregierung. 
Dass der OÖ-Gemeindebund in diesen Angelegenheiten keine Unterstützung für die 
Gemeinden darstellt, nicht unabhängig für die Gemeinden auftritt und lediglich als 
verlängerter Arm für die Landesregierung fungiert, bestätigen die laufenden Ereignisse in 
der Vergangenheit. Aus diesem Grund sollte, wie im Brief angemerkt, ein 
fraktionsübergreifender Dialog geführt werden, um die Anliegen der Gemeinden gegenüber 
dem Land einfordern zu können. 
 
Der Bürgermeister möge daher zu folgenden Fragen Stellung nehmen: 

- Warum wurde der an die Gemeinderäte adressierte Brief nicht an die 
Gemeinderäte bzw. Fraktionen weitergeleitet? 

- Welche Maßnahmen sind angedacht, um den im Brief beschriebenen 
parteiübergreifenden Dialog zu führen? 

- Welche Maßnahmen sind angedacht, um dem fortscheitenden Abbau der 
Selbstbestimmung der Gemeinden und dem Übertragen von zusätzlichen 
finanziellen Belastungen an die Gemeinden entgegenzuwirken? 

 

Für die MFG-Gemeindefraktion XY 

  



 

 

  



  



  



  



  



 


